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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

ich freue mich, dass es nun doch gelungen ist, einen längst geplanten 

Vortrag zum Thema Wolgadeutsche Republik vor Ihnen halten zu dürfen. 

Dass er trotz vieler Hindernisse stattfindet, ist vor allem der Beharrlichkeit 

von Herrn Rudolf Kemmerich geschuldet. Ich danke Ihnen allen, dass sie 

so zahlreich erschienen sind.  

Im historischen Gedächtnis und in der Erinnerungskultur der 

russlanddeutschen Bundesbürger nimmt die Existenz der Autonomen 

Republik der Wolgadeutschen in der Zwischenkriegszeit einen wichtigen 

Platz ein. Diese längst verschollene Republik, an deren 100-jährigen 

Gründungstag im Oktober 2018 nicht nur den Nachkommen der einstigen 

Siedler gedacht wurde, löst nach wie vor starke Emotionen und 

Kontroversen aus. Dies ist nicht verwunderlich angesichts der Tatsache, 

dass „Bürger deutscher Nationalität“ die einzige nationale Gruppe in 

Russland darstellen, denen eine substanzielle Rehabilitierung in Form der 

Wiederherstellung ihrer territorialen Autonomie verweigert wird. Zudem lebt 

die überwiegende Mehrheit der einstigen Einwohner der Republik und ihrer 
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Nachkommen in Deutschland; hier wird die Zahl der Bundesbürger mit 

einem wolgadeutschen Hintergrund zurzeit auf ca. 1. Mio. geschätzt. 

 

Nachfolgend die Gliederung meines heutigen Vortrags: 

1. Warum wurde die Wolgadeutsche Republik gegründet? War es 
lediglich eine Ausnahme, die den außenpolitischen Konstellationen 
geschuldet war? Oder ist ihr Entstehen die Folge einer 
allgemeingütigen politischen Entwicklung?  

2. Weshalb hat man sie liquidiert? 
3. Wieso ist die Wolgarepublik als einzige nationale Autonomie in 

Russland bis heute nicht wiederhergestellt worden? 
4. Vor allem: Welche Folgen hatte dies für die betroffene Nationalität? 

 

Teil 1: Gründung 

Seit 1764 kamen in die Gegend um die Stadt Saratow an der Wolga etwa 

23 000 zumeist deutsche Einwanderer, die bis 1772 in 104 Kolonien 

angesiedelt wurden.  

Die Siedler zeichneten sich durch einen fast einmaligen 

Bevölkerungswachstum aus: 150 Jahre nach der Einwanderung 

bevölkerten hier ca. 550 000 deutsche Bauern eine Fläche von etwa        

20 000 km², so groß wie das Bundesland Rheinland-Pfalz. Mehr als 19 000 

weitere Bauern wohnten in den Wolgastädten wie Saratow, Kamyschin, 

Samara, Zarizyn u.a.  

Somit wuchs die Zahl der deutschen Siedler bis zum Ersten Weltkrieg 

um das 25-fache. Dabei ist noch nicht mitberücksichtigt worden, dass 

während dieser Zeit bis zu 300 000 einstige Kolonisten nach Nord- und 

Südkaukasus, Sibirien, Turkestan oder in die kasachischen 

Steppengebiete, vor allem aber in die Überseestaaten auswanderten. 

Das Siedlungsgebiet der Wolgadeutschen entwickelte sich im Laufe 

der Zeit zu einer sehr wichtigen getreideproduzierenden und -

verarbeitenden (Mühlenindustrie-) Region im Russischen Reich mit einer 
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wachsenden Gewerbeindustrie, etwa der Produktion von Textilien. Unter 

den im Vergleich zur alten Heimat Deutschland völlig anderen politischen, 

 

 

 

Demographische Dynamik der Deutschen in der Wolgaregion, 1769 - 2010 

 

sozialen, geographischen und klimatischen Bedingungen begann sich 

allmählich ein neues nationales Selbstverständnis herauszubilden: Von den 

Deutschen an der Wolga zu den Wolgadeutschen.  

Die Mehrheit der einstigen Kolonisten stand den politischen und 

gesellschaftlichen Zielen der im November 1917 an die Macht gelangten 

Bolschewiki skeptisch bis ablehnend gegenüber. Abschreckend wirkten auf 

sie solche programmatischen Eckpunkte wie die Rätemacht, die Diktatur 

des Proletariats, der Einparteienstaat, Religionsfeindlichkeit sowie die 

Verstaatlichung und Enteignung mit der Konsequenz, zu besitzlosen 

Landarbeitern degradiert zu werden. Im ausgebrochenen Bürgerkrieg 

erlebten sie Gewalt, Elend und zusätzlich schreckliche Hungersnot in den 

Jahren 1921-1922. Allein unter den Wolgadeutschen waren bis zu 100 000 
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Opfer zu beklagen. Bauernunruhen und -aufstände erfassten das ganze 

Land. 

 

Das Bild »Unter das Eis« des bekannten Malers Jakob Weber, dass das Vorgehen der 
aufständischen wolgadeutschen Bauern im Winter 1920/21 gegen Sowjetaktivisten und 
Mitglieder der Requisitionskommandos thematisiert.  

 

Darüber hinaus haben die kommunistischen Machthaber die Loyalität 

und Unterstützung der zahlreichen Völker des einstigen Zarenreiches 

durch vollmundige Versprechungen zu sichern versucht. In der 

»Deklaration der Rechte der Völker Russlands« vom 15. November 1917 

wurde ihnen das Recht auf freie Selbstbestimmung und sprachlich-

kulturelle Entfaltung versprochen. 

Dem nationalstaatlichen Verständnis der neuen Führung lag die 

Stalinsche Definition einer Nation als »historisch entstandene stabile 

Gemeinschaft« von Menschen zugrunde, die sich durch vier 

charakteristische Merkmale auszuzeichnen hatte: »Gemeinschaft der 

Sprache, des Territoriums, des Wirtschaftslebens und der sich in der 

Kulturgemeinschaft offenbarenden psychischen Wesensart«. Unter dieser 
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Prämisse wurden die kompakt siedelnden Wolgadeutschen als ein genuin 

eigenständiges, russländisches Volk mit eigenem Territorium betrachtet, 

das wie andere ethnische Gemeinschaften das Recht auf nationale 

Entwicklung und Schaffung einer eigenen Territorialautonomie besaß. 

In der Resolution des X. Kongresses der Russländischen 

Kommunistischen Partei (Bolschewiki) – RKP (B) im März 1921 »Über die 

nächsten Aufgaben der Partei in der nationalen Frage« hieß es 

dementsprechend: 

Die Bevölkerungszahl der RSFSR [Russländische Sozialistische Föderative 
Sowjetrepublik] und der mit ihr verbundenen unabhängigen sowjetischen 
Republiken beträgt ungefähr 140 Millionen, fast 65 Millionen davon sind Ukrainer, 
Weißrussen, Kirgisen, Usbeken, Turkmenen, Tadschiken, Aserbaidschaner, 
Wolgabulgaren, Krimtataren, Baschkiren, Armenier, Tschetschenen, Kabardiner, 
Osseten, Tscherkessen, Inguschen, Karatschaier, Balkaren, Kalmücken, Karelier, 
Awaren, Darginer, Kazi-Kumuchen, Küriner, Kumyken, Mari, Tschuwaschen, 
Wolgadeutsche [Hervorhebung d. Verf.], Burjaten, Jakuten u. a. Die Zarenpolitik 
in Bezug auf diese Völker bestand darin, die Anfänge jeder Staatlichkeit zu 
vernichten, ihre Kulturen und Sprachen zu verstümmeln, sie in Unwissenheit zu 
halten und letztendlich zu russifizieren. Ergebnisse dieser Politik sind die 
Unterentwicklung und die politische Rückständigkeit dieser Völker. 

 

Für die praktische Durchführung der Nationalitätenpolitik wurde bereits am 

zweiten Tag der Machtergreifung, am 26. Oktober (8. November) 1917, 

eine eigens dafür bestimmte Behörde gebildet: das Volkskommissariat für 

Nationalitätenfragen (oder: Nationalitätenangelegenheiten) mit Josef Stalin 

an der Spitze. Ende April 1918 kam es, in Anlehnung an die bereits 

existierenden nationalen Kommissariate, zur Gründung eines gesonderten 

»Kommissariats für deutsche Angelegenheiten im Wolgagebiet«, dem der 

spätere regierende Bürgermeister von Berlin, Ernst Reuter, vorstand. 

Wenn die außenpolitischen Erwägungen dabei eine Rolle gespielt 

haben mögen, dann nicht mehr als im Fall der Gründung von 

Unionsrepubliken und Autonomien anderer Nationalitäten. So 

unterzeichnete der erste Gründungskongress der Kirgisischen 

(Kasachischen) ASSR am 5. Oktober 1920 in Orenburg den Aufruf »An alle 
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unterdrückten Völker des Orients«. In ihm wurde auf das von den 

Bolschewiki garantierte Recht auf Selbstbestimmung aufmerksam 

gemacht, und die Völker des Nahen und Mittleren Ostens wurden 

aufgerufen, sich von dem »Joch des internationalen Kapitals« 

loszumachen. Letztere konnten mit der Hilfe der bereits »befreiten Völker 

des Orients rechnen, die sich in der Föderation mit Sowjetrussland 

befanden«. 

Am 19. Oktober 1918 erschien das Dekret über die Gründung des 

Autonomen Gebiets (der Arbeiterkommune), das zu Beginn des Jahres 

1924 zur Autonomen Sozialistischen Sowjetrepublik der Wolgadeutschen 

(ASSRdWD) aufgewertet wurde.  

 

 

Karte der Wolgadeutschen Republik, 1930er Jahre. Mit Rot sind Territorien mit 
überwiegend deutscher Bevölkerung markiert. Schraffiert sind deutsch-russisch-
ukrainisch gemischte, farblos mehrheitlich russisch-ukrainisch besiedelte Gebietsteile. 
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Die Wolgarepublik umfasste zuletzt eine Fläche von 28 400 km², gegliedert 

in 22 Kantone (Stand 1941). Pokrowsk, 1931 in Engels umbenannt, eine 

mehrheitlich russisch-ukrainische Stadt, wurde seit 1922 zum 

Regierungssitz.  

Während der Zeit des Stalinismus mussten viele Deutsche 

Entbehrungen, Repressalien und strafrechtliche Verfolgung erleben. 

Zwischen 1928 und 1932 vollzog sich in der Sowjetunion der Übergang zu 

einer Mobilisierungsdiktatur unter Stalins Alleinherrschaft. Die 

Zwangskollektivierung der Bauernwirtschaften, die restlose Enteignung der 

wohlhabenden Bauern (Kulaken) und ihre Verbannung nach Zentralasien, 

ins Uralgebiet und in den Hohen Norden wurden rücksichtslos 

durchgesetzt. Als eine direkte Folge dieser Politik brach 1932‒1933 erneut 

eine Hungerkatastrophe über das Land herein, die bis zu fünf Mio. Opfer 

forderte. Allein in der Wolgarepublik verhungerten in diesen zwei Jahren 

etwa 45 300 Menschen. Mehrere tausend Einwohner der Republik, viele 

Vertreter der nationalen Intelligenz und der lokalen Führungsschicht, fielen 

dem »Großen Terror« der Jahre 1937–1938 zum Opfer. Allerdings waren 

die Repressalien gegen die deutsche Minderheit außerhalb der Grenzen 

der autonomen Republik wesentlich brutaler und intensiver, weil die 

Wolgadeutschen als eine sog. »Titularnationalität« mehr Vertrauen der 

Sowjetführung genossen.  

Bei aller Gleichschaltung und Unterordnung in rechtlichen, politischen, 

wirtschaftlichen oder kulturellen Fragen gegenüber den zentralen Partei- 

und Staatsstellen, dürfen die positiven Auswirkungen einer national-

territorialen Autonomie im Sowjetstaat nicht übersehen werden. Deutsch 

fungierte von nun an als Amtssprache neben dem Russischen, aktiv 

betrieben wurden der Aufbau und die Entfaltung deutschsprachiger 

Bildungsanstalten inklusive eines Deutschen Staatlichen Pädagogischen 

Instituts, die Verbreitung deutschsprachiger Printmedien auf der Republik- 
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und Kantonebene, die Gründung eines Zentralmuseums der ASSRdWD in 

Pokrowsk/Engels, eines Deutschen Staatstheaters sowie anderer 

kultureller Institutionen und nicht zuletzt die Förderung der Nationalkader. 

 

 
 

Historisches Drama »Der eigene Herd« von Andreas Saks 
auf der Bühne des Deutschen Staatstheaters, 1940 

 
Nicht weniger wichtig wie die Garantie der national-kulturellen 

Entwicklung war für die betreffende Nationalität eine ständige Präsenz der 

wolgadeutschen Autonomie in zentralen russischsprachigen 

Massenmedien, in Lexika verschiedenster Art sowie in wissenschaftlichen 

und populären Darstellungen. Dies sendete dem Partei- und Staatsapparat 

sowie der gesamten Sowjetbevölkerung eine klare Botschaft: Die 

Deutschen sind anderen Nationalitäten gegenüber gleichberechtigt.  

Die Auswirkungen auf die Landeseinwohner im Zuge der Gratulationen 

zum 10. (1928) bzw. zum 15. (1933) Gründungsjubiläum der Republik in 

den wichtigsten sowjetischen Presseorganen wie »Prawda« oder 

»Iswestija« waren enorm. 
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15-jähriges Jubiläum der ASSR der Wolgadeutschen. Aufmacher in der Zentralzeitung 
der bolschewistischen Partei »Prawda« vom 18. Oktober 1933 

 

Die Veröffentlichungen in diesen und anderen Zentralzeitungen 

beispielsweise in den Jahren 1935 und 1936 von Reden sozialistischer 

»Arbeitshelden« wie Adolf Dehning oder Katharina Grauberger, die Auftritte 

der Abgeordneten aus der ASSR der Wolgadeutschen während der 

Sitzungen des Obersten Sowjets der UdSSR und dergleichen, erlangten 

ebenfalls große Aufmerksamkeit – insbesondere im Vergleich zur Zeit nach 

August 1941, die eng mit dem totalen Verschweigen und Ignorieren der 

deutschen Sowjetbürger in Verbindung steht. 

 

Teil 2: Liquidation 
 

Die Auflösung der ASSR der Wolgadeutschen am 28. August 1941 

markierte den Übergang zu einer breitangelegten Verfolgung und 

Diskriminierung der gesamten sowjetdeutschen Bevölkerung. Aus der 

einstigen Republik und benachbarten Gebieten wurden bis Ende 

September 1941 ca. 440 000 Deutsche nach Sibirien und Kasachstan 

zwangsausgesiedelt, ihr gesamtes Hab und Gut restlos konfisziert, 

nationale Bildungs- und Kultureinrichtungen liquidiert, Objekte der geistigen 

und materiellen Kultur vernichtet oder zweckentfremdet.  
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Verwahrloste katholische Kirche in Marienberg (Pestschanoje), Gebiet Saratow. Seit der 
Verbannung der Deutschen als Schafsstall genutzt. 1931 zählte der Ort 2100 Einwohner, 
zurzeit lediglich 33. 
 

Bis heute befinden sich viele zeitgenössische Dokumente aus den 

Archiven des Politbüros und des ZK der Kommunistischen Partei, des 

Innenministeriums und der Staatssicherheit, des Außen- und 

Verteidigungsministeriums unter Verschluss. Somit fehlt noch immer die 

letzte Gewissheit über die wahren Ursachen und Gründe, die den 

Entschluss der Staatsspitze zur totalen Entrechtung einer anerkannten 

Titularnationalität herbeigeführt hatten. Nichtdestotrotz lassen sich hierzu 

einige Anlässe feststellen.  

Nachdem es nicht gelang, in den ersten Kriegswochen nach dem 

Angriff NS-Deutschlands auf die UdSSR den anrückenden Feind mit 

klassenkämpferischen Parolen der internationalen Solidarität der Arbeiter 

und Bauern auf die eigene Seite zu ziehen, war in der offiziellen 

Sowjetpropaganda die Schwelle zu ungehemmten Hass- und Gräueltaten 

rasch überschritten. In den Massenmedien wurde »Deutscher« und 

»Faschist« immer öfter synonym gebraucht, was für die deutschen 
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Sowjetbürger fatale Folgen haben sollte. Für den totalen Propagandakrieg 

mit der pauschalen Charakterisierung der Deutschen als »zweibeinige 

Tiere«, »Menschenfresser« und »tollwütige Hunde« stellte indes die 

Existenz einer anerkannten wolgadeutschen Minderheit mit verbrieften 

Autonomierechten, mit Abgeordneten in den Obersten Sowjets der UdSSR 

und der Russländischen Föderation sowie mit Mitarbeitern im Staats- und 

Parteiapparat ein Hindernis dar. 

Gleichzeitig nahm die Angst vor feindlichen Spionen und 

Fallschirmjägern geradezu hysterische Züge an, wodurch jeder deutsche 

Sowjetbürger oder deutschsprachige Emigrant schnell unter den Verdacht 

geraten konnte, ein Agent der Gestapo oder der Abwehr zu sein. Nicht zu 

unterschätzen waren ferner die Versuche der sowjetischen Militärführung, 

ähnlich wie im Ersten Weltkrieg, ihr anfängliches Versagen u.a. durch den 

Hinweis auf »verräterische« Aktivitäten der deutschen Bevölkerung in den 

frontnahen Gebieten zu erklären. Sie wurden pauschal als illoyale Bürger 

verleumdet. Außerdem wurde ihre Ausweisung gefordert. 

Die staatliche Politik nach der Deportation der Wolgadeutschen und 

anderen deutschen Bevölkerungsgruppen bestand fortan darin, die 

Erinnerung an die Einwanderer aus Westeuropa und die Existenz einer 

autonomen Republik auszulöschen und deutsche geographische 

Ortsnamen durch russische zu ersetzen. Gleichzeitig erfolgte ein sofortiges 

Verbot von populären Darstellungen, Verfilmungen, musealen 

Ausstellungen, wissenschaftlichen Erforschungen usw. über Geschichte 

und Gegenwart dieser als feindlich eingestuften Nationalität.  

Ein Jahrzehnt nach Kriegsende blieben den Deutschen als 

Sondersiedler unter Sonderkommandantur wichtige Rechte eines 

Sowjetbürgers vorenthalten. Erst der Erlass vom 13. Dezember 1955 hob 

das Sonderregime auf. Allerdings verbot er ausdrücklich die Rückkehr an 

die einstigen Heimatorte und schloss die Rückgabe des seinerzeit 
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konfiszierten Vermögens aus. Die meisten Wolgadeutschen und ihre 

Nachkommen blieben in Sibirien, im Ural und Zentralasien; nur einem 

winzigen Teil gelang es an die Wolga zurückzukehren; Ende der 1980er 

Jahre wurden an der Wolga lediglich 52 000 Deutsche registriert. 

Trotz der immer wieder auftretenden Forderungen der Betroffenen, 

trotz der offiziellen Aufhebung des Kollaborationsvorwurfes im Jahr 1964 

und trotz der Selbstverpflichtung zur »Wiederherstellung der territorialen 

Integrität«, wie es im Gesetz der Russländischen Föderation vom 26. April 

1991 »Über die Rehabilitierung der repressierten Völker« festgeschrieben 

ist, ist die territoriale Autonomie der (wolga-)deutschen nationalen Gruppe 

nicht wiedererrichtet worden. Dies wirkte sich äußerst negativ auf die 

Gesamtentwicklung der betroffenen Nationalität aus. 

Entscheidend an der Autonomie sowjetischen Typs war zunächst der 

Umstand, dass sie für die namensgebende Titularnationalität die 

Voraussetzungen für eine gleichberechtigte Teilhabe an einer höheren 

Ausbildung, an der wirtschaftlichen und soziokulturellen Entwicklung sowie 

an der politischen Partizipation in der UdSSR schaffte. Deshalb kämpften 

die ebenfalls deportierten Völker wie etwa Tschetschenen, Kalmücken, 

Krim-Tataren u.a., die ähnlich wie die Wolgadeutschen im Krieg ihrer 

Autonomien verlustig wurden, für die Wiederherstellung ihrer Territorien 

und für das Recht auf ihre Rückkehr. Dieses Verhalten war höchst rational: 

Obwohl in der stalinistischen Diktatur wie auch in späteren 

poststalinistischen Zeiten dem Sowjetbürger nur ganz bescheidene 

nationalkulturelle, persönliche u.a. Rechte zur Verfügung standen, so 

garantierte erst ein autonomes Gebilde den Mitgliedern der 

Titularnationalität ihre Inanspruchnahme und ermöglichte den gesicherten 

Zugang zu begrenzten staatlichen Ressourcen.  

Dies wird unter anderem deutlich an der Dynamik der 

Sprachkompetenz und des Bildungsniveaus verschiedener Völker als 
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Titularnationalität kurz vor dem Zweiten Weltkrieg und nach der 

Wiederherstellung der Autonomie (nach 1957 für Balkarer, Karatschajer 

und Kalmücken) bzw. solcher, die ihr nationales Territorium unversehrt 

behalten durften (Chakassen) oder aber der Deutschen, die seit 1941 ein 

„autonomieloses“ Volk geworden sind (siehe nachstehende Tabelle). 

 
 
 

Sprach- und Bildungsvergleich einiger russländischer Völker 
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сΣп 

  
ммоΣл 
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Die unterschiedliche Stellung in der sowjetischen Nationalitätenhierarchie 

hatte schwerwiegende Auswirkungen nicht nur auf die Situation mit der 

Muttersprache, sondern auch auf die wirtschaftliche Lage, 

Aufstiegschancen sowie auf Bildungsmöglichkeiten der einzelnen 

Personen: 50 Jahre nach der Volkszählung 1939 verfügten die 

„sowjetischen Bürger deutscher Nationalität“ über das niedrigste 

Akademisierungsniveau in der gesamten UdSSR, einen 

unterdurchschnittlichen Urbanisierungsgrad und über eine eingeschränkte 

soziale Mobilität. Sie erlebten einen massiven Verlust der eigenen Sprache 

und Kultur. 



14 
 

Die ausgebliebene Wiederherstellung der Wolgarepublik wird auch 

heute nicht selten als Beweis ihrer vermeintlichen Schuld und des Verrats 

gedeutet. Dies schürt eine offene und latente Germanophobie und führt zur 

Verharmlosung der an diesem Volk begangenen Verbrechen. Bis heute 

gibt es in der Russländischen Föderation kein zentrales Mahnmal für die 

russlanddeutschen Opfer der Deportationen und Arbeitslager, kein 

nationales Museum und Dokumentationszentrum, kein wissenschaftliches 

Institut zur Erforschung ihrer Geschichte und Kultur, keine einzige 

Gedenkstätte auf dem Gelände eines ehemaligen Arbeitslagers.  

 

Teil 3: Absage 

 

Es stellt sich unweigerlich die Frage, wieso die sowjetische bzw. 

russländische Staatsführung bislang beharrlich ablehnte, eigene Bürger 

deutscher Herkunft als einzig verbliebene Bevölkerungsgruppe (im 

heutigen Russland) politisch vollständig zu rehabilitieren und sie de facto 

als gleichberechtigte Nationalität anzuerkennen?  

Im Wesentlichen ist das auf den hohen Mobilisierungswert der 

Kriegserinnerungen und auf germanophobe Ressentiments 

zurückzuführen. Der Sieg über NS-Deutschland im sogenannten »Großen 

Vaterländischen Krieg« – so wird bis heute der deutsch-sowjetische Krieg 

1941‒45 bezeichnet – war in der Sowjetunion und ist noch mehr in der 

heutigen Russländischen Föderation zum zentralen Identitätsnarrativ, zu 

einem alle Schichten der russischen Bevölkerung umfassenden Konsens 

geworden. Den Kernpunkt dieser Erinnerungspolitik bilden Patriotismus 

und Heldenkult; sorgfältig wird der Stolz auf den Sieg über Deutschland 

und die moralische Überlegenheit gegenüber den »deutschen Faschisten« 

kultiviert. Die Bindekraft der kollektiven Kriegserfahrungen und des 
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entstandenen Zusammengehörigkeitsgefühls verschafft der sowjetischen 

bzw. russländischen Staatsführung ein starkes Legitimationspotential.  

Diesem Kulminationspunkt der sowjet‒russischen Geschichte wird 

alles, auch die dunklen Seiten der Vergangenheit, untergeordnet, seien es 

die Hungerkatastrophen, das Gulag–Imperium, die Deportationen ganzer 

Völker, der »Große Terror« und andere Massenverbrechen des 

Stalinregimes. Es ist daher nicht verwunderlich, dass die historischen 

Erlebnisse der Russlanddeutschen, die diese positive nationale 

Basiserzählung konterkarieren, auch nach dem Zusammenbruch des real 

existierenden Sozialismus zunehmend verschwiegen, marginalisiert und 

sogar verfälscht werden. 

Die massenhafte Rückkehr der Deutschen an die Wolga und ihre 

territoriale Autonomie, so die Befürchtungen, würde diesem zentralen 

Identitätsnarrativ zuwiderlaufen – man wäre gezwungen gewesen, 

differenzierter über die Deutschen in den Kriegsjahren zu reden. Man hätte 

sich in die wenig schmeichelhafte Situation begeben müssen, sich 

staatlicherseits öffentlich zu den meist verschwiegenen Verbrechen zu 

bekennen und umfassende Wiedergutmachung zu leisten. Und das 

ausgerechnet gegenüber den Deutschen, auch wenn sie die Vorsilbe 

»Sowjet« oder »Russland« trugen. 

Es hätten sogar Zweifel an der Vertreibung der ostdeutschen 

Bevölkerung oder der territorialen Neuordnung im Zweiten Weltkrieg 

entstehen können, wenn man diesbezüglich eigene Fehler zugegeben 

hätte. So forderte z. B. der damalige tschechoslowakische 

Verteidigungsminister, General Ludvik Svoboda, im August 1945 unter 

anderem mit Verweis auf die von der Sowjetregierung 1941 angeordnete 

Deportation der Wolgadeutschen, die Vertreibung der Sudetendeutschen. 
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Deutschfeindliche Kundgebung in Engels, 1991. Teilnehmer halten Transparente mit 
Aufschriften wie »Nein zur deutschen Autonomie an der Wolga« oder »Wir sind nicht für 
Deutsche Mark käuflich« hoch. 

 

Im Unteren Wolgagebiet, der eigentlichen Heimat von Millionen 

Wolgadeutschen, befinden sich heute nur kümmerliche Reste, etwa 20 000 

Angehörige dieses einst eigenständigen und selbstbewussten Volkes. Sein 

kulturelles Erbe ist fast komplett ausgelöscht, die fehlende 

Rechtsstaatlichkeit und der Massenprotest der russischen Bevölkerung 

machen die Rückkehr an die Wolga unmöglich. Die meisten Nachkommen 

der ersten Einwanderer sahen sich daher dazu gezwungen, nach beinahe 

250 Jahren den Weg in die alte Urheimat Deutschland einzuschlagen. Was 

bleibt, sind Erinnerungen und Gedenken. 

 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit 


